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Zusammenfassung 
 

1. Übersicht 

Öffentlichkeit ist die gesellschaftliche Sphäre, in der sich Menschen über kollektive Belange austau-
schen (vgl. Dreyer und Schulz 2019, S. 6). In der Öffentlichkeit werden Informationen, Werte und 
Ideen sowie Vorstellungen über die Gesellschaft verbreitet und diskutiert. Eine demokratische Gesell-
schaft ist deshalb auf eine funktionierende Öffentlichkeit als gesellschaftlichen «Raum des Politi-
schen» angewiesen, in dem Debatten über gesellschaftliche Werte und Ziele sowie über die Möglich-
keiten und Pfade ihrer Erreichung offen stattfinden können. 

Lange Zeit erfolgte die Herstellung von Öffentlichkeit und damit eine wesentliche Voraussetzung der 
Meinungsbildung zu politischen Themen vorwiegend durch ein mehr oder weniges stabiles Gefüge 
von Massenmedien (Fernsehen, Radio, Zeitungen und Zeitschriften). Diese massenmediale Herstel-
lung von Öffentlichkeit hat sich nicht nur an die allgemeine schweizerische Rechtsordnung zu halten, 
sondern folgt darüber hinaus auch bekannten, transparenten und gesellschaftlich verhandelbaren Re-
geln: In der Schweiz allgemein im Medienbereich durch die von der Branche selbst definierten und 
über den Schweizer Presserat durchgesetzten «Standesregeln» (vgl. Schweizer Presserat: Journalis-
tenkodex), im Radio- und Fernsehbereich zusätzlich durch die Vorgaben des Bundesgesetzes über 
Radio und Fernsehen vom 24. März 2006 (RTVG; SR 784.40).  

Im Laufe der letzten zehn Jahre haben verschiedene Onlineangebote die herkömmliche Herstellung 
von Öffentlichkeit strukturell verändert: Suchmaschinen (z.B. Google), soziale Netzwerkplattformen 
(z.B. Facebook), Multimedia-Plattformen (z.B. Youtube) und Micro-Blogging-Dienste (z.B. Twitter), 
sind zunehmend relevante Akteure in der öffentlichen Kommunikation. Ihnen gemeinsam ist, dass sie 
zwar selber keine Inhalte produzieren (jedenfalls nicht regelmässig), jedoch als Vermittler zwischen 
Inhalteproduzent und Konsument auftreten. Daher werden diese Dienstleister auch als «Intermediäre» 
oder «Informationsintermediäre» bezeichnet (vgl. zur Begrifflichkeit z.B. Dreyer und Schulz 2019, S. 
5). Intermediäre selektieren, priorisieren, filtern, aggregieren und verbreiten Informationen. Sie ent-
scheiden zum Beispiel darüber, was Nutzerinnen und Nutzer sehen und was sie nicht sehen. Ähnlich 
wie traditionelle Massenmedien beeinflussen damit auch Intermediäre die Wahrnehmung der Welt, die 
Meinungsbildung und menschliches Verhalten. Ihre algorithmenbasierten Auswahllogiken unterliegen 
jedoch anderen, nicht-journalistischen und nicht transparenten Regeln. Dies birgt Chancen und Risi-
ken für den gesellschaftlichen Austausch und die verfassungsrechtlich garantierten Kommunikations-
rechte.  

Massenmedien und Intermediäre greifen unter anderem bei der Auswahl und Distribution von Informa-
tionen auf Künstliche Intelligenz (KI) und damit auf Algorithmen zurück. Die Strukturierung von Öffent-
lichkeit, die Schaffung sozialer Realität und die Meinungsbildung von Bürgerinnen und Bürgern wer-
den damit bereits heute wesentlich von KI-basierten Diensten mitgestaltet.  

2. Herausforderungen  

Massenmedien: Algorithmischer Journalismus und KI-gestützte Anwendungen kommen in allen Pro-
zessbereichen (Aggregation, Produktion und Distribution) von Journalismus zum Einsatz. Und sie kön-
nen für Inhalte jeglicher Art verwendet werden (Daten, Text, Bild, Audio, Video; vgl. für eine Zusam-
menstellung der Anwendungsformen Goldhammer et al. 2019, S. 16). Auch in der Schweiz greifen 
klassische Massenmedien (z.B. Tamedia, NZZ, Ringier Axel Springer, La Liberté) und auch die Nach-
richtenagentur Keystone-SDA in ihrer journalistischen Arbeit auf Software zurück, die sich Algorithmen 
und KI bedient (vgl. Goldhammer et al. 2019, S. 21–26). Im Bereich der Informationsproduktion bei-
spielsweise nutzen die Nachrichtenagentur Keystone-SDA mit «Lena» und Tamedia mit «Tobi» je un-
terschiedliche Software, die unter Rückgriff auf die KI-Anwendung «Natural Language Generation» 
(NLG) Artikel in Deutsch und Französisch verfassen können. Bekannt ist auch der Einsatz von Algo-
rithmen bei den internationalen Nachrichtenagenturen Agence France-Presse (FR), Austria Presse 



Künstliche Intelligenz, Medien & Öffentlichkeit 

D/ECM/13324000 iv 

Agentur (AT), PA Press Association und Thompson Reuters (beide GB), Associated Press und Bloom-
berg (beide USA).  

Intermediäre: Intermediäre stellen (wie klassische Massenmedien) verfügbares Wissen in einer Weise 
bereit, «die theoretisch vielfältig und objektiv, aber auch einseitig und falsch sein kann» (Dreyer und 
Schulz 2019, S. 7; vgl. auch Lobigs und Neuberger 2018). Je grösser die Anteile auf dem Nutzer-
markt, desto grösser sind dabei auch die (je nachdem positiven oder negativen) Potenziale der Inter-
mediäre. 

Mit Blick auf die Risiken lässt sich festhalten, dass die Vielfalt des Informationsangebots eines Nutzers 
oder einer Nutzerin eingeschränkt werden kann. Entweder wenn durch «maschinelles Lernen» eine 
inhaltliche Vorauswahl getroffen wird und dem Nutzer dadurch in erster Linie stets ähnliche Inhalte an-
gezeigt werden («Filter Bubbles»), oder weil solche Verfahren es den Nutzerinnen und Nutzern einfa-
cher machen, unerwünschte Sichtweisen auszuschliessen («Echo chambers»). Im Bereich der auto-
matisierten Inhalte-Erkennung wie zum Beispiel bei der Bildererkennung können Fehlbewertungen 
dazu führen, dass legale Inhalte gelöscht oder ausgefiltert werden («Zensur»).  

Intermediäre können aber auch direkt in die politische Meinungsbildung eingreifen; zum Beispiel durch 
das Schalten von anonymer zielgruppenspezifischer politischer Werbung (sogenannten «Dark Ads») 
oder wenn sie mit Aufforderungen zum Wählen experimentieren (vgl. Fichter 2018). Zudem können 
algorithmische Systeme von «externen» dritten Akteuren ausgenutzt werden: So können zum Beispiel 
«Social Bots» dazu eingesetzt werden, die Multiplikatorfunktionen von Plattformen zur Stärkung von 
Partikularinteressen oder zur Verschlechterung der Sichtbarkeit oppositioneller Ansichten zu nutzen 
(vgl. Gillespie 2017). Darauf hat auch der Bundesrat in seinem Bericht «Rechtliche Basis für Social 
Media» hinwiesen (vgl. Schweizerischer Bundesrat 2017). Zu nennen sind in diesem Zusammenhang 
zudem auch «shit storms» und «hate speech» (vgl. Jarren 2018b, S. 36). 

3. Bestehende Aktivitäten 

Massenmedien: Nach aktuellem Kenntnisstand gibt es in der Schweiz in Bezug auf Massenmedien 
und KI weder spezifische regulatorische Aktivitäten noch entsprechende Forderungen gesellschaftli-
cher Akteure. Und auch aus dem Ausland sind mit Ausnahme von Deutschland (Entwurf der deut-
schen Bundesländer für einen «Medienstaatsvertrag») keine entsprechenden regulatorischen Projekte 
bekannt.  

Intermediäre: Der Bundesrat hat sich in der Vergangenheit bereits zu Fragen der zivilrechtlichen Ver-
antwortlichkeit von Intermediären und zur rechtlichen Basis für Social Media geäussert (Schweizeri-
scher Bundesrat 2013, 2015, 2017). Fragen insbesondere der Rechtsdurchsetzung im Zusammen-
hang mit Intermediären sind zudem Gegenstand von überwiesenen parlamentarischen Vorstössen 
(vgl. z.B. die Motionen 18.3379 RK-S und 18.3306 Glättli).  

Aus verschiedenen Ländern sind regulatorische Aktivitäten im Bereich der Intermediäre bekannt. In 
Deutschland sollen künftig auch «Medienplattformen» und «Medienintermediäre» in den Medien-
staatsvertrag aufgenommen werden und «Social Bots» einer Kennzeichnungspflicht unterliegen. In 
Frankreich wurde ein «Gesetz zur Bekämpfung der von Falschinformationen» verabschiedet und im 
Vereinigten Königreich ist ein Gesetz für soziale Netzwerke mit dem Ziel geplant, ein «sicheres Inter-
net» zu garantieren. 

4. Bewertung und Handlungsbedarf 

Massenmedien: Im Fall des sogenannten algorithmischen Journalismus dürfte sich eine grundlegend 
neue Qualität der Funktionsweise durch den Einsatz von KI vorläufig nicht ergeben. Auch ist bislang 
keine Verschlechterung der journalistischen Qualität durch den Einsatz von KI festzustellen (vgl. Gold-
hammer et al. 2019, S. 27). Zwar stellen sich Fragen bezüglich Nachvollziehbarkeit, Transparenz und 
Verantwortung aufgrund des Einsatzes von KI auch im Medienbereich. So lange sich die Medien je-
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doch zu einer Arbeitsweise nach journalistischen Kriterien verpflichten, resp. die entsprechenden Vor-
schriften aufgrund des RTVG (SRG SSR/Online, Radio und Fernsehen) durchgesetzt werden können, 
drängt sich keine Regulierung in Bezug auf die Verwendung von KI bzw. Algorithmen auf. Die Verant-
wortlichkeiten für die Publikation der Inhalte und entsprechende Kontrollen sind – mit Ausnahmen bei 
privaten Web-Seiten – geregelt. Regulatorische Ansätze im Ausland (vgl. z.B. Entwurf der deutschen 
Bundesländer für einen «Medienstaatvertrag») sind allerdings ebenso zu verfolgen wie wissenschaftli-
che Debatten zu Nachvollziehbarkeit/Transparenz und Verantwortung beim Einsatz von KI im Medien-
bereich. Dies kann im Rahmen der laufenden Aktivitäten der Verwaltung erfolgen. 

Intermediäre: Es ist sicher falsch anzunehmen, dass über soziale Medien wahrgenommene Falschin-
formationen sofort die Einstellung oder sogar das (Wahl- und Abstimmungs-)Verhalten eines Rezipi-
enten verändern würden. Und wie für die Meinungsbildung über Medien gilt auch für jene über Inter-
mediäre, dass Misstrauen in Eliten, Unzufriedenheit mit der Politik, ökonomische Ungleichheiten oder 
kultureller Ausschluss einen entscheidenderen Einfluss auf die individuelle Wahlentscheidung haben 
dürften (vgl. Livingstone 2019; Eidgenössische Medienkommission EMEK 2019). Zudem weisen empi-
rische Untersuchungen darauf hin, dass die Nutzung von Social Media die Vielfältigkeit von Diskursen 
momentan insgesamt eher fördert. Es scheint auch nicht, dass die «gesellschaftliche Hauptthemen-
Agenda» durch Intermediäre fragmentiert würde und es gibt derzeit keine belastbaren Hinweise für die 
Existenz von Filterblasen (vgl. Dreyer und Schulz 2019, S. 11; 16-19).  

Dennoch ist es evident, dass Intermediäre das (theoretische) Potenzial besitzen, KI-Anwendungen für 
kommerzielle oder politische Zwecke zu instrumentalisieren oder dazu instrumentalisiert zu werden. 
Dadurch kann die öffentliche Meinungs- und Willensbildung, auch im politischen Bereich, beeinflusst 
werden.1 Intermediäre folgen in der Regel nicht gemeinwohlorientierten Zielen (z.B. Meinungsvielfalt), 
sondern sind auf individuelle und ökonomische Interessen ausgerichtet. Zudem birgt ihre kommunika-
tive Macht auch Risiken für die Offenheit gesellschaftlicher Kommunikationsprozesse (vgl. Saurwein et 
al. 2017).  

In seinem Bericht zur rechtlichen Basis für Social Media kam der Bundesrat 2017 zum Schluss, «dass 
derzeit keine zusätzlichen Regulierungsaktivitäten in Bezug auf Social Media ausgelöst werden müs-
sen» (Schweizerischer Bundesrat 2017, S. 52). Zwar anerkannte er die Gefahr, die von «Fake News» 
und «Social Bots» in Bezug auf die Beeinflussung der demokratischen Meinungsbildung ausgehe. 
Gleichzeitig wollte er aufgrund der insgesamt unübersichtlichen Lage zu diesem Zeitpunkt die Frage 
nicht beantworten, ob eine staatliche Regulierung angezeigt sei. Stattdessen setzte er auf Selbstregu-
lierung der Branche und Beobachtung der nationalen und internationalen Entwicklungen (ebd., S. 52). 

Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen und angesichts des erheblichen Einflusses von Inter-
mediären ist es angebracht, die Thematik vertieft zu prüfen und einen schweizerischen Governance-
Ansatz abzuklären. Denn während bei den anderen potenziell mächtigen Akteuren im Bereich der Öf-
fentlichkeitsherstellung – bei den Massenmedien durch die journalistische Berufsethik sowie rechtliche 
Vorgaben – eine Verpflichtung auf das Gemeinwohl implementiert ist, fehlen im Bereich der Intermedi-
äre bislang entsprechende Mechanismen. Intermediäre ermöglichen zwar die Meinungs- und Willens-
bildung. Gleichzeitig existieren für sie aber «noch keine allgemein akzeptierten Regeln wie Normen 
und keine hinreichenden (verfassungs-)rechtlichen Grundlagen» (Jarren 2018b, S. 37). «Normen und 
Regeln bedarf es aber, wenn die Intermediäre ihren Beitrag zur Entwicklung einer offenen Gesell-
schaft wie der liberalen, parlamentarischen Demokratie leisten sollen» (ebd., S. 37). Der Verände-
rungsprozess hinsichtlich Herstellung von Öffentlichkeit, der sich gerade vollzieht, ist deshalb «be-
wusst politisch zu gestalten» (ebd., S. 38) und es ist die rechtliche Stellung der Intermediäre vertieft zu 

                                                      

1 Dieser Bericht fokussiert auf die Tätigkeiten und Potenziale von Intermediären, die direkt mit der Herstellung von Öffentlichkeit 

zusammenhängen. Weitere Themen, die mit den Aktivitäten von Intermediären in Zusammenhang stehen, werden hier ausge-

klammert und zum Teil von anderen Projektgruppen bearbeitet; so zum Beispiel Fragen im Zusammenhang mit der Datennut-

zung. 
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klären (vgl. Jarren 2018b, S. 37). Zu prüfen bleiben darüber hinaus auch Fragen der Nachvollziehbar-
keit, Verantwortung und Transparenz beim Einsatz von KI durch Intermediäre.  

Das bedeutet nun gerade nicht zwingend, dass «Intermediär-Gesetze» wie in Deutschland (Netzwerk-
durchsetzungsgesetz, siehe auch die Diskussion zum Medienstaatsvertrag), in Frankreich («Gesetz 
zur Bekämpfung von Falschinformationen») oder im Vereinigten Königreich (geplantes Gesetz für ein 
«sicheres Internet») ins Auge gefasst werden sollen. Hingegen scheint es angebracht, das theoreti-
sche Gefährdungspotenzial systematisch zu erfassen, die tatsächliche Gefährdungslage punktuell 
empirisch zu prüfen und anschliessend für die verschiedenen Problematiken bewusst zu entscheiden, 
ob und welche Massnahme zu treffen ist. Je nach Beurteilung kann auf Massnahmen verzichtet, auf 
eine Co-Regulierung gesetzt oder erst als letzter Schritt eine staatliche Regulierung ins Auge gefasst 
werden (vgl. Saurwein et al. 2015: Governance-Choice-Ansatz). Dem Bundesrat soll deshalb bis im 
Frühling 2021 ein Governance-Bericht vorgelegt werden, der Massnahmen prüft und gegebenenfalls 
vorschlägt.   
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1 Massenmedien, Intermediäre und Öffentlichkeit – Einleitung 

Öffentlichkeit ist die gesellschaftliche Sphäre, in der sich Menschen über kollektive Belange austau-
schen (vgl. Dreyer und Schulz 2019, S. 6). In der Öffentlichkeit werden Informationen, Werte und 
Ideen sowie Vorstellungen über die Gesellschaft verbreitet und diskutiert. Eine demokratische Gesell-
schaft ist deshalb auf eine funktionierende Öffentlichkeit als gesellschaftlicher «Raum des Politischen» 
angewiesen, in dem Debatten über gesellschaftliche Werte und Ziele sowie über die Möglichkeiten 
und Pfade ihrer Erreichung offen stattfinden können.  

Lange Zeit erfolgte die Meinungsbildung zu politischen Themen (wesentlich)2 in der von einem mehr 
oder weniger stabilen Gefüge von Massenmedien (Fernsehen, Radio, Zeitungen und Zeitschriften) 
«produzierten» (massenmedialen) Öffentlichkeit. Diese massenmediale Herstellung von Öffentlichkeit 
hat sich nicht nur an die allgemeine schweizerische Rechtsordnung zu halten, sondern folgt darüber 
hinaus auch bekannten, transparenten und gesellschaftlich verhandelbaren Regeln: In der Schweiz 
allgemein im Medienbereich durch die von der Branche selbst definierten und über den Schweizer 
Presserat durchgesetzten «Standesregeln» (vgl. Schweizer Presserat: Journalistenkodex), im Radio- 
und Fernsehbereich zusätzlich durch die Vorgaben des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen 
vom 24. März 2006 (RTVG; SR 784.40).  

Im Laufe der letzten zehn Jahre haben verschiedene Onlineangebote die herkömmliche Herstellung 
von Öffentlichkeit strukturell verändert: Suchmaschinen (z.B. Google), soziale Netzwerkplattformen 
(z.B. Facebook), Multimedia-Plattformen (z.B. Youtube) und Micro-Blogging-Dienste (z.B. Twitter), 
sind relativ neue Akteure in der öffentlichen Kommunikation. Ihnen gemeinsam ist, dass sie in der Re-
gel selber keine Inhalte produzieren, jedoch als Vermittler zwischen Inhalteproduzent und Konsument 
auftreten. Daher werden diese Dienstleister von der Wissenschaft als «Intermediäre» oder «Informa-
tionsintermediäre» bezeichnet (vgl. zur Begrifflichkeit z.B. Dreyer und Schulz 2019, S. 5).  

Intermediäre schaffen neue, virtuelle Kommunikationsräume, in denen Menschen in unterschiedlichen 
Graden von Öffentlichkeit Informationen austauschen und kommentieren können (Schmidt und Taddi-
cken 2017). Gleichzeitig strukturieren sie diese öffentlichen Räume, in dem sie – ähnlich wie Massen-
medien – Informationen selektieren, priorisieren, filtern, aggregieren und verbreiten (vgl. Dreyer und 
Schulz 2019, S. 5). Sie entscheiden so zum Beispiel darüber, was die Nutzerinnen und Nutzer ihrer 
Dienste sehen und was sie nicht sehen. Ähnlich wie traditionelle Massenmedien beeinflussen damit 
auch Intermediäre die Wahrnehmung der Welt, die Meinungsbildung und menschliches Verhalten. 
Gleichzeitig unterscheiden sie sich in verschiedenen Punkten deutlich von traditionellen Medien. Sie 
haben beispielsweise neue Geschäftsmodelle etabliert und bestimmen über ihre Nutzung und Kom-
munikationsregeln. Ihre algorithmenbasierten Auswahllogiken unterliegen zudem anderen, nicht-jour-
nalistischen Regeln. Gleichzeitig ist ihre rechtliche Stellung ungenügend geklärt (vgl. Jarren 2018b, S. 
37).  

Seit ca. zehn Jahren verschieben sich die bisherigen Rollen im Kommunikationsprozess und damit 
verbunden die Einflussnahmepotenziale in der öffentlichen Kommunikation. Zunehmend mehr (z.B. 
massenmediale) Inhalte werden nicht «direkt», sondern über Intermediäre rezipiert (vgl. Stark et al. 
2014). Die Massenmedien haben damit ihre «Zentralposition» (Jarren 2018b, S. 35) im Bereich der 
Öffentlichkeitsherstellung und Meinungsbildung verloren, während den Intermediären in diesen digita-
len «neuen Öffentlichkeiten» eine Schüsselrolle zukommt (vgl. Helbig 2018). In dem Mass, wie die 
Nutzung der Dienste von Intermediären steigt, steigt auch ihr «Machtpotenzial» in Bezug auf die Mei-
nungsbildung (z.B. Paal 2012; Schmidt et al. 2017; Taplin 2017; Schulz und Dankert 2016; Dreyer und 
Schulz 2019). Diese Machtpotenziale sind allerdings zunächst theoretischer Natur (vgl. Neuberger 
2018; hier Kap. 3.2.1).  

                                                      

2 vgl. zur Vorstellung von Öffentlichkeit als mehrstufige Pyramide z.B. Gerhards und Neidhardt 1991; Jarren und Donges 2017. 
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Massenmedien und Intermediäre greifen unter anderem bei der Auswahl und Distribution von Informa-
tionen auf Künstliche Intelligenz (KI) und damit auf Algorithmen zurück. Die Strukturierung von Öffent-
lichkeit, die Schaffung sozialer Realität und die Meinungsbildung von Bürgerinnen und Bürgern wer-
den damit bereits heute wesentlich von KI-basierten Diensten mitgestaltet. In diesem Zusammenhang 
stellt sich je für den Bereich der Massenmedien und der Intermediäre die Frage, ob die Herausforde-
rungen in diesen Bereichen durch die laufenden Aktivitäten oder im Rahmen bestehender Vorgaben 
ausreichend geregelt sind/werden. 

In der Literatur finden sich zahlreiche Hinweise sowohl auf Chancen wie Risiken des Einsatzes von KI 
bei der Öffentlichkeitsherstellung (vgl. Kap. 2.2 und 3.1). Im vorliegenden Kontext sind diese insbe-
sondere vor dem Hintergrund der politischen Rechte und der verfassungsrechtlich garantierten Kom-
munikationsgrundrechte wie der Meinungsfreiheit, der Informationsfreiheit und der Medienfreiheit zu 
beurteilen. Der Bericht beschreibt dazu im Folgenden – separat für Massenmedien (Kap. 2) und Inter-
mediäre (Kap. 3) – die Herstellung von Öffentlichkeit mithilfe von Algorithmen und KI, die «ermög-
lichenden» und «beschränkenden» Potenziale (Risiken) dieses Technikeinsatzes z.B. in Bezug auf 
freie und offene individuelle und öffentliche Meinungsbildung und diskutiert anschliessend Fragen, die 
sich daraus aus Regulierungsoptik ergeben. 

2 Herstellung von Öffentlichkeit durch Massenmedien unter Rück-
griff auf KI 

Journalismus besteht wesentlich aus dem Sammeln und Auswählen von Informationen (Aggregation), 
aus der Verarbeitung dieser Informationen zu Medieninhalten (Produktion) und aus der Präsentation 
und Inszenierung, resp. Verbreitung der produzierten Medieninhalte (Distribution) (vgl. z.B. Wyss und 
Keel 2010, S. 360). Werden Aggregation, Produktion und Distribution von Inhalten (oder einer der drei 
Schritte) durch Software automatisiert vorgenommen, kann dies als «algorithmischer Journalismus» 
bezeichnet werden (Goldhammer et al. 2019, S. 16; Dörr 2017).  

Algorithmen und KI-basierte Software kommen bereits heute in allen drei journalistischen «Tätigkeits-
stufen» zum Einsatz: 

Im Bereich der Informationsauswahl übernehmen KI-Anwendungen zum Beispiel die automatisierte 
Auswertung und Visualisierung umfangreicher Datensätze. Es wird mittels algorithmenbasierten Prog-
nosetools die «Glaubwürdigkeit» und «Newswertigkeit» z.B. von Twitter-Tweets automatisiert bewer-
tet, oder es werden Audiotranskriptionen (z.B. von Interviews) automatisiert durchgeführt (vgl. Gold-
hammer et al. 2019, S. 9).  

Im Bereich der Inhaltsproduktion werden verschiedene KI-Anwendungen eingesetzt, mit deren Hilfe 
Texte, Videos und Audiofiles automatisiert erstellt werden können. Insbesondere kommen auch An-
wendungen aus dem Feld der Natural Language Generation (NLG) zum Einsatz. Dabei werden von 
einer Software unter Rückgriff auf eine Datenbank automatisiert, (relativ) autonom und fehlerfrei (Me-
dien-)Inhalte produziert (vgl. Goldhammer et al. 2019, S. 5–14, für eine Diskussion Dörr 2016, S. 703–
711).  

Im Bereich der Distribution schliesslich kommen zum Beispiel Chatbots und Sprachassistenten zum 
Einsatz, die Kommunikation effizient automatisieren und kostengünstig personalisieren können (Gold-
hammer et al. 2019, S. 7). Daneben werden auch Lösungen eingesetzt, die den Rezipientinnen und 
Rezipienten aufgrund von Nutzungsmustern personalisierte Artikel-Vorschläge machen.  

2.1 Gegenwärtiger Einsatz von KI im Journalismus 

Zahlreiche schweizerische und ausländische (in der Regel umsatzstarke) Medienanbieter greifen bei 
der Aggregation, Produktion oder Distribution auf KI-Lösungen zurück. In Bezug auf die Onlineange-
bote grosser Medienangebote ist der Einsatz von algorithmischem Journalismus dabei bereits «eher 
die Regel als die Ausnahme» (Goldhammer et al. S. 20). Die Software, die dabei zum Einsatz kommt, 
stammt zum Teil aus Eigen- oder Co-Entwicklung, zum Teil wird auf «Standard»-Lösungen von Anbie-
tern entsprechender Software zurückgegriffen. Der Markt für solche Software dürfte noch relativ klein 
und erst im Entstehen begriffen sein. Dörr (2016) identifizierte weltweit lediglich zehn entsprechende 
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Anbieter. Diese konzentrieren sich in der Regel nicht auf Journalismus allein, sondern bieten NLG-Lö-
sungen auch für Sektoren wie z.B. E-Commerce, Finanzen, Ölindustrie, Gesundheit oder Landwirt-
schaft an (vgl. Dörr 2016, S. 712). 

Die journalistischen Produkte dieser Firmen wurden vor allem für die Erstellung von Artikeln aus den 
Bereichen Finanzen (z.B. «Corporate earnings stories», «Earnings estimates of stock market compa-
nies», «Stock exchange reports»), Sport («Preliminary reports of football», «Sports statistics», «NCAA 
college sports», «Match announcements for all European soccer leagues») und Wetter (z.B. persona-
lisierte Wettervorhersagen) eingesetzt.  

Algorithmischer Journalismus ist allerdings nicht auf die Textproduktion beschränkt. Weil Videoinhalte 
im Online-Bereich derzeit als wichtigstes Inhaltsformat gelten um grosse Reichweiten zu erzielen, wird 
aktuell vermehrt auf algorithmische Lösungen zur automatisierten Produktion von Videos zurückgegrif-
fen (vgl. Goldhammer et al. 2019, S. 20). Als Vorreiter auf dem Gebiet der Videoautomatisierung gel-
ten dabei zwei israelische Anbieter (Wibbitz und Wochit), daneben existieren spezialisierte Anbieter 
wie z.B. WSC Sports. Letztere sind in der Lage, unter Rückgriff auf KI-Lösungen «Sport-Live-Übertra-
gungen in Echtzeit zu analysieren, automatisiert die Highlights eines Spiels zu erkennen und an-
schliessend Zusammenfassungsvideos zu erstellen» (Goldhammer et al. 2019, S. 20). 

2.1.1 Gegenwärtiger Einsatz von KI im Journalismus im Ausland 

Öffentlich bekannt sind entsprechende Tätigkeiten unter anderem von den Nachrichtenagenturen 
Agence France-Presse (FR), Austria Presse Agentur (AT), PA Press Association und Thompson Reu-
ters (beide GB) und Associated Press und Bloomberg (beide USA), von den Verlagen Axel Sprin-
ger/Bild Online, Burda/Forcus Online, Bauer Verlagsgruppe (alle DE), Le Figaro und Le Parisien 
(beide FR), Telegraph Media (GB) oder Forbes, New York Times und Nash Holdings/Washington Post 
alle USA). Aber auch Fernsehanbieter nutzen KI-Anwendungen, um ihre Produktion zu automatisie-
ren, darunter z.B. 20th Century Fox oder Disney.  

2.1.2 Gegenwärtiger Einsatz von KI im Schweizer Journalismus 

In der Schweiz haben viele grosse Medienanbieter bereits KI-basierte Innovationsprojekte gestartet 
bzw. im Regelbetrieb implementiert. Es ist jedoch davon auszugehen ist, dass nicht alle Projekte öf-
fentlich bekannt sind (Goldhammer et al. 2019, S. 21; vgl. dort auch für eine ausführlichere Auflis-
tung). 

Im Bereich der Informationsaggregation arbeitet Tamedia mit dem Live-Monitoring-Tool «Tamedia 
Data Mining» (Tadam), das Eilmeldungen schneller zur Verfügung stellt als traditionelle Suchmaschi-
nen und Agenturen und diese bei Bedarf automatisch übersetzt.  

Das Projekt «Zombie» von LeTemps (Ringier Axel Springer) analysiert, welche Themen in Google 
Trends, Google News und Twitter gerade «im Trend» sind. Anschliessend wird geprüft, ob die eigene 
Datenbank lesenswerte Artikel zu diesen Themen enthält (die Artikel werden automatisiert nach Quali-
tät und Relevanz bewertet). Danach schlägt «Zombie» der Redaktion geeignete Artikel aus dem Ar-
chiv zur Wiederveröffentlichung vor.  

Im Bereich der Informationsproduktion sind insbesondere zwei Softwareanwendungen zu nennen. 
Erstens hat die Nachrichtenagentur Keystone-SDA mit «Lena» eine Software entwickelt, die auf Basis 
der Abstimmungsdaten des Bundesamtes für Statistik automatisch Kurztexte mit 400 bis 600 Zeichen 
erstellt. Am Abstimmungssonntag im November 2018 erstellte Lena rund 2200 Meldungen zu den Re-
sultaten der Zersiedelungsinitiative in Deutsch und Französisch für sämtliche Schweizer Gemeinden. 

Zweitens hat Tamedia in Zusammenarbeit mit dem auf Natural Language Generation (NLG) speziali-
sierten US-Unternehmen «Automated Insights» die Software «Tobi» entwickelt. Wie Lena produziert 
Tobi aufgrund von strukturierten Daten Artikel in Deutsch und Französisch. Eingesetzt wurde sie z.B. 
am 25. November 2018 im Rahmen der Volksabstimmung und produzierte für rund 100'000 Nutzer 
der Newsplattformen von Tamedia rund 40'000 Artikel über die Abstimmungsergebnisse aller Schwei-
zer Gemeinden.  

Auch im Bereich der Distribution setzen Schweizer Medienunternehmen KI-basierte Software ein:  
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Die Smartphone-Applikation «NZZ Companion» der NZZ bietet u.a. einen algorithmisch ausgewählten 
Nachrichtenservice. Der Algorithmus merkt sich die Nutzungsmuster eines einzelnen Nutzers und ver-
bessert so seine Empfehlungen. Gleichzeitig wurde er so programmiert, dass er dem Nutzer auch 
überraschende Inhalte vorschlägt.  

«Sherlock» von Ringier Axel Springer analysiert das Rezeptionsverhalten eines Kunden hinsichtlich 
Verhaltensmustern und erlaubt u.a. das Versenden von personalisierten Newsletters.  

Seit Juli 2017 zeigen verschiedene Apps von Tamedia jedem Nutzer drei personalisierte Artikelvor-
schläge.  

«AINews» von La Liberté ist eine KI-basierte Chatbot-Lösung, die mit Nutzern interagiert und für diese 
Nachrichteninhalte personalisiert.  

Die oben genannten Beispiele stammen alle aus dem Bereich der Textproduktion. Es ist kein schwei-
zerischer Radio- oder Fernsehanbieter bekannt, der im Rahmen von algorithmischem Journalismus 
auf KI-Lösungen zurückgreift. Die SRG SSR nutzt KI-Lösungen zwar im Customer Service und in der 
Unterstützung journalistischer Prozesse wie Transkription und Recherche, hingegen nicht für die Er-
stellung ihrer Inhalte. Ein entsprechender Einsatz scheint auch nicht geplant. In ihrer Broschüre «Für 
alle» erklärt sie, dass sie «die Meinungsbildung in der Schweiz nicht Algorithmen überlassen» werde 
(SRG SSR 2016, S. 20). 

2.2 Potenziale des algorithmischen Journalismus in Bezug auf die Herstellung von 
Öffentlichkeit – Chancen und Risiken 

Für Medienanbieter bieten KI-basierte Dienste verschiedene Vorteile. Erstens können durch automati-
sierte Inhaltsproduktion Kosteneinsparungen realisiert und/oder erheblich grösserer Output erzielt 
werden. Wo entsprechend strukturierte oder mit geringem Aufwand strukturierbare Daten vorliegen 
(z.B. Wahl-, Sportresultate, Wetter), werden journalistische «Routinearbeiten» obsolet. Je nachdem 
kann die so freiwerdende Arbeitskraft gespart oder für «wertigere» Arbeiten eingesetzt werden. Zwei-
tens können Algorithmen und KI bei der Datenanalyse eingesetzt werden: zum Beispiel um Daten zu 
verifizieren, Zusammenhänge zu visualisieren oder (Un-)Regelmässigkeiten in grossen Datenmengen 
zu finden. In diesem Zusammenhang unterstützen diese Dienste die Herstellung von qualitativ hoch-
wertigen Inhalten. Drittens bieten sie Möglichkeiten in Bezug auf die Distribution von personalisierten 
Inhalten, indem sie zum Beispiel Nutzerinnen und Nutzern aufgrund bisheriger Nutzungsmuster be-
stimmte Inhalte vorschlagen (vgl. Goldhammer et al. 2019, S. 17).  

Die Produktion von Nachrichtentexten mittels Algorithmen ist bislang zwar nur möglich, wenn die ein-
gesetzte Software auf vergleichsweise simple, strukturierte Daten zurückgreifen kann. Solche Daten 
scheinen vor allem in den Bereichen Wetter, Verkehr, Börsen, Sport, Polizeimeldungen, Wahlresul-
tate, Abstimmungsresultate vorzuliegen oder einfach zu beschaffen / zu strukturieren zu sein. Auch ist 
die Qualität der Ergebnisse aus dem Bereich des algorithmischen Journalismus nicht in jedem Fall 
überzeugend. Es ist jedoch davon auszugehen, dass diese beiden Einschränkungen – mangelnde 
Qualität und beschränkte Anwendungsfelder – mittelfristig behoben werden. Wenn zum Beispiel statt 
wie bis anhin anstelle primär klassischer regelbasierter Algorithmen vermehrt auch selbstlernende 
Systeme zum Einsatz kommen, wird es möglich, auch auf aufgrund unstrukturierter Datensätze Medi-
eninhalte zu produzieren (vgl. Goldhammer et al. 2019, S. 17). Und mit steigender Reife der Software-
anwendungen dürfte auch die Qualität der produzierten Medieninhalte in Bezug auf Kreativität und Va-
rianz steigen (vgl. ebd.: 27). 

Diesen Potenzialen stehen verschiedene Risiken gegenüber. Nach Goldhammer et al. (2019, S. 30) 
sind dies vor allem die automatisierte Manipulation bestehender Inhalte bzw. Informationen, die auto-
matisierte Produktion neuer (falscher) Inhalte und die massenhafte Distribution dieser Inhalte auf un-
terschiedlichen Plattformen und digitalen Verbreitungswegen. Eine Herausforderung stellt zudem das 
Problem «algorithmischer Verzerrungen» («Algorithmic Bias» oder «Artificial Intelligence Bias») dar. 
«Algorithmen können bei Suchanfragen oder Empfehlungen von Artikeln und Videos verzerrte Resul-
tate liefern; entweder weil dies aus den verwendeten Daten gelernt wird (maschinelles Lernen) oder 
weil der Algorithmus entsprechend programmiert wurde. Bei der Programmierung fliessen zum einen 
(z. T. unbewusst) Werte und Annahmen über die Welt ein («Values in Design»). Damit können auch 
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bestehende Ungleichheiten reproduziert werden» (Eidgenössische Medienkommission EMEK 2019, 
S. 10; vgl. zu verschiedenen Formen solcher Verzerrungen: Diakopoulos 2019).  

Insgesamt lässt sich jedoch konstatieren, dass der Einsatz von KI-basierten Anwendungen bislang 
keine negativen Auswirkungen auf die Qualität von Journalismus gehabt haben dürfte (vgl. Goldham-
mer et al. 2019, S. 27). 

2.3 Laufende (regulatorische) Aktivitäten im In- und Ausland 

Es sind der Projektgruppe in der Schweiz in Bezug auf Medien und KI weder regulatorische Aktivitäten 
noch entsprechende Forderungen gesellschaftlicher Akteure bekannt. 

Im benachbarten Europa sind konkrete Regulierungsvorhaben zum algorithmischen Journalismus 
noch kaum geplant, geschweige denn in Angriff genommen worden. Das einzige Regelwerk, welches 
eine Regulierung zu automatisch erstellten Inhalten vorsieht, ist der Entwurf der deutschen Bundes-
länder für einen «Medienstaatsvertrag» (Rundfunkkommission der Länder 2018). Dieser sieht in §55 
Abs. 3 vor, dass Anbieter von «Telemedien» (elektronische Informations- und Kommunikationsdienste 
im Internet) in sozialen Netzwerken bei automatisiert erstellten Inhalten oder Mitteilungen den Um-
stand der Automatisierung kenntlich machen müssen. Diese Vorschrift soll auch gelten, wenn beim 
Versand auf einen vorgefertigten Inhalt oder eine vorprogrammierte Meldung zurückgegriffen wird. Bei 
dieser Vorschrift wurde in erster Linie an «Social Bots» gedacht. 

2.4 Bewertung, Handlungsbedarf und Handlungsfelder 

Massenmedien wie Radio, Fernsehen, Print und teilweise auch Online-Medien tragen die publizisti-
sche Verantwortung für die von ihnen verbreiteten Inhalte. Sie sind nebst den allgemeinen straf- und 
zivilrechtlichen Vorgaben (z.B. Verbote der Ehrverletzung, der Rassendiskriminierung und des Aufrufs 
zu Straftaten) auch eingebunden in ein spezifisches Regulierungssystem: Für die Printmedien und 
überhaupt für den gesamten redaktionellen Teil aller öffentlichen, auf die Aktualität bezogenen Medien 
sowie auf die journalistischen Inhalte, die individuell publiziert werden, sind in erster Linie die journalis-
tisch-ethischen Regeln des Schweizer Presserates anwendbar (vgl. Schweizer Presserat). Dessen 
Zuständigkeit erfasst seit dem 1. Januar 2019 auch Inhalte, die ausschliesslich oder unter Zuhilfe-
nahme von KI hergestellt worden sind (vgl. Schweizer Presserat 2019). 

Radio, Fernsehen und auch die Online-Angebote der SRG SSR haben sich an die Programmvorga-
ben des RTVG (Art. 4) zu halten; sie sind konkret der Achtung der Menschenwürde, den Grundrech-
ten, der Sachgerechtigkeit und dem Jugendschutz verpflichtet, unterliegen der inhaltlichen Aufsicht 
der UBI und kennen zudem auch Qualitätsvorgaben in Bezug auf ihre publizistischen Inhalte. Ob die 
einzelnen Inhalte mit Hilfe von KI bzw. mit Hilfe journalistischer Algorithmen erstellt worden sind, ist in 
Bezug auf die journalistische Verantwortung unerheblich.   

Erwähnung finden Algorithmen im Erläuternden Bericht des Bundesrates zur Konzession für die SRG 
SSR vom 28. August 2018 (BBl 2018 5545). Den Qualitätskontrollen der SRG SSR unterliegen ge-
mäss Konzessionsbehörde auch Arbeitsprozesse inklusive allenfalls verwendeter Algorithmen, soweit 
dies überhaupt möglich ist (vgl. Schweizerischer Bundesrat 29.08.2018, S. 3–4). 

Bis heute haben sich weder der Schweizer Presserat noch die UBI oder das Bundesverwaltungsge-
richt und das Bundesgericht zu konkreten Fragen im Zusammenhang mit der Anwendung von Algo-
rithmen und KI im Journalismus geäussert.  

Algorithmen klassifizieren, strukturieren und filtern – je nach Funktion der Anwendungen – digitale In-
formationen, weisen ihnen auf Basis programmierter Regeln Relevanz zu und entwickeln dabei eine 
Eigendynamik (vgl. Rieder 2004). Sie «verändern die Recherche, Auswahl, Darstellung, Distribution 
und Rezeption von Inhalten und damit auch die Art und Weise, wie Journalismus die Gesellschaft be-
obachtet und beschreibt» (Dörr 2017, S. 1). Im Fall von algorithmischem Journalismus dürfte sich eine 
grundlegend neue Qualität der Funktionsweise durch den Einsatz von KI allerdings nicht ergeben; zu-
mindest nicht vorläufig. So lange sich die Medien zu einer Arbeitsweise nach journalistischen Kriterien 
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(selbst) verpflichten, resp. die entsprechenden Vorschriften durchgesetzt werden können, drängt sich 
deshalb weder bei den Printmedien noch bei den elektronischen Medien, die der Regulierungskompe-
tenz des Bundes unterliegen (SRG SSR, Radio und Fernsehen, Online), eine grundlegende oder drin-
gende Neu-Regulierung in Bezug auf die Verwendung von KI bzw. Algorithmen auf. Die Verantwort-
lichkeiten für die Publikation der Inhalte und entsprechende Kontrollen sind – mit Ausnahmen bei pri-
vaten Web-Seiten – geregelt.  

Grundsätzlich bestehen also bei den Massenmedien Instrumente, welche verhindern oder korrigierend 
eingreifen, wenn der Einsatz von KI (z.B. via Algorithmen) den demokratischen Meinungsbildungspro-
zess negativ beeinflussen könnte. Soweit der Einsatz von KI und Algorithmen die Arbeit der Journalis-
ten entlastet und den heutigen medienethischen Vorgaben Rechnung trägt, spricht aus Sicht des Öf-
fentlichkeitsgedankens nichts dagegen. Gerade Medien mit Service-public-Charakter müssen sich 
fortentwickeln können, um Öffentlichkeit unter veränderten technischen Rahmenbedingungen schaf-
fen zu können. 

3 Herstellung von Öffentlichkeit durch Intermediäre unter Rück-
griff auf KI 

Suchmaschinen (z.B. Google), soziale Netzwerkplattformen (z.B. Facebook), Multimedia-Plattformen 
(z.B. Youtube) und Micro-Blogging-Dienste (z.B. Twitter) sind relativ neue Akteure in der öffentlichen 
Kommunikation. Ihnen gemeinsam ist, dass sie in der Regel selber keine Inhalte produzieren, jedoch 
als Vermittler zwischen Inhalteproduzent und Konsument auftreten. Sie werden daher von der Wis-
senschaft als «Intermediäre» oder «Informationsintermediäre» bezeichnet (vgl. zur Begrifflichkeit z.B. 
Dreyer und Schulz 2019, S. 5).  

Intermediäre schaffen neue, virtuelle Kommunikationsräume, in denen Menschen in unterschiedlichen 
Graden von Öffentlichkeit Informationen austauschen und kommentieren können (Schmidt und Taddi-
cken 2017). Gleichzeitig strukturieren sie diese öffentlichen Räume, in dem sie – ähnlich wie Massen-
medien – Informationen selektieren, priorisieren, filtern, aggregieren und verbreiten (vgl. Dreyer und 
Schulz 2019, S. 5). Sie, resp. die von ihnen eingesetzten KI-Anwendungen, entscheiden so zum Bei-
spiel darüber, was die Nutzerinnen und Nutzer ihrer Dienste sehen und was sie nicht sehen. Wie tradi-
tionelle Massenmedien beeinflussen damit auch Intermediäre die Wahrnehmung der Welt, die Mei-
nungsbildung und menschliches Verhalten. Gleichzeitig unterscheiden sie sich in verschiedenen 
Punkten deutlich von traditionellen Medien. Sie haben beispielsweise neue Geschäftsmodelle etabliert 
und bestimmen über ihre Nutzung und Kommunikationsregeln. Ihre algorithmenbasierten Auswahllogi-
ken unterliegen zudem anderen, nicht-journalistischen Regeln (vgl. Jarren 2018a).  

Seit ca. zehn Jahren verschieben sich die bisherigen Rollen im Kommunikationsprozess und damit 
verbunden die Einflussnahmepotenziale in der öffentlichen Kommunikation. Zunehmend mehr (z.B. 
massenmediale) Inhalte werden nicht «direkt», sondern über Intermediäre rezipiert (vgl. Stark et al. 
2014). Die Massenmedien haben damit ihre «Zentralposition» (Jarren 2018b, S. 35) im Bereich der 
Öffentlichkeitsherstellung und Meinungsbildung verloren, während den Intermediären in diesen digita-
len «neuen Öffentlichkeiten» eine Schüsselrolle zukommt (vgl. Helbig 2018). In dem Mass, wie die 
Nutzung der Dienste von Intermediären steigt, steigt auch ihr «Machtpotenzial» in Bezug auf die Mei-
nungsbildung (z.B. Paal 2012; Schmidt et al. 2017; Taplin 2017; Schulz und Dankert 2016; Dreyer und 
Schulz 2019). Diese Machtpotenziale sind allerdings zunächst theoretischer Natur (vgl. Neuberger 
2018; hier Kap. 3.2.1).  

Im Folgenden werden zunächst diese theoretischen (Risiko-)Potenziale (Kap. 3.1) und anschliessend 
empirische wissenschaftliche Befunde dargestellt (Kap. 3.2). Danach werden (geplante) regulatori-
sche Aktivitäten, resp. entsprechende Diskussionen in der Schweiz und im Ausland besprochen (Kap. 
3.3), bevor in Kap. 3.4 Bewertung, Handlungsbedarf und Handlungsfelder dargestellt werden. 

3.1 Öffentlichkeitsherstellung durch Intermediäre: Chancen und Risiken 

Intermediäre stellen verfügbares Wissen in einer Weise bereit, «die theoretisch vielfältig und objektiv, 
aber auch einseitig und falsch sein kann. Als Flaschenhals für den Zugang zu verfügbarem Wissen 
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entscheiden die algorithmischen Systeme über die Auffindbarkeit, Sichtbarkeit, Sortierung und Priori-
sierung von einzelnen Informationen» (Dreyer und Schulz 2019, S. 7; vgl. auch Lobigs und Neuberger 
2018). 

Laut Dreyer und Schulz (2019, S. 7) kann eine Einflussnahme auf die öffentliche Meinung von unter-
schiedlichen Akteuren ausgehen: 

 Klassische Massenmedien, die ein Faktor der Meinungsbildung sein wollen und dies auch 
ausflaggen. Diese Absicht ist den Rezipienten entsprechend bewusst. Rechtsordnungen ver-
suchen, hier einen übermässigen Einfluss zu verhindern, zum Beispiel durch Bestimmungen 
des Medienkonzentrationsrechts.  

 Diensteanbieter, die signalisieren, dass sie nur (oder primär) versuchen, «bestmöglich voraus-
zusagen, an welchen Informationen Dritter ein Nutzer oder eine Nutzerin zu einem bestimm-
ten Nutzungszeitpunkt ein Interesse hat» (ebd. S. 7). Zu dieser Gruppe gehören in der Regel 
Intermediäre. Wenn solche Diensteanbieter aber eigene (z.B. politische oder wirtschaftliche) 
Ziele verfolgen, kann daraus allenfalls ein Missbrauch ihrer Stellung im Prozess der öffentli-
chen Kommunikation resultieren. In diesem Zusammenhang kann zum Beispiel das Experi-
mentieren mit Aufforderungen zum Wählen genannt werden (vgl. Fichter 2018; Eidgenössi-
sche Medienkommission EMEK 2019) oder nicht entsprechend gekennzeichnete, von Dritten 
bezahlte und an bestimmte Zielgruppen gerichtete Wahlwerbung («Dark Ads»).  

 Dritte, die versuchen können, eigene Sichtweisen und Inhalte durch Ausnutzung der Verfah-
ren algorithmischer Selektion besonders häufig auffindbar zu machen oder zur Anzeige zu 
bringen. «Hier stellen sich vor allem Fragen der Verantwortungszurechnung in Richtung des 
intermediären Angebots sowie der grundsätzlichen Abgrenzungen zwischen erlaubter Mei-
nungsfreiheit inkl. der Wahl der Distributionsmittel und einer unsachgemässen, die Freiheit-
lichkeit in Frage stellenden Beeinflussung von Meinungsbildungsprozessen» (ebd., S. 7). In 
diese Kategorie fallen zum Beispiel «Social Bots». Die Aktivitäten solcher Akteure können zu-
dem deshalb problematisch sein, weil sie «den Eindruck erwecken, sie seien wie Medien und 
Journalismus gesellschaftlich tätig» (Jarren 2018b, S. 36), dabei aber rein private Zwecke ver-
folgen. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche spezifische Relevanz der Einsatz algorithmischer 
Verfahren bei der Auswahl von Inhalten hat. Je nach Einsatz der (verschiedenen) KI-Anwendungen 
können diese normativ gewünschte oder unerwünschte gesellschaftliche Implikationen zur Folge ha-
ben.  

So können Intermediäre viele Funktionen erfüllen, die mit Blick auf die Verwirklichung der Kommuni-
kationsgrundrechte positiv zu bewerten sind. Zum Beispiel die Erschliessung von Informationen Drit-
ter, Navigations- und Orientierungsleistungen und damit die Erleichterung der Auffindbarkeit von Inhal-
ten, die Vernetzung sozialer Gruppen und Interessengemeinschaften, die Ermöglichung oder Verein-
fachung von kommunikativen Interaktionen, die Erleichterung von Partizipation an gesellschaftlichen 
Debatten oder die Personalisierung im Sinn der Schaffung einer Kommunikationsumgebung, die auf 
die Informationsbedürfnisse der einzelnen Nutzerinnen und Nutzer abgestimmt ist (vgl. Dreyer und 
Schulz 2019, S. 20–21). Intermediäre tragen bei Übernahme dieser Funktionen signifikant zur Aus-
übung von Grundrechten in digitalen Umgebungen bei – «für viele Sachverhalte ermöglichen sie gar 
erst die kommunikationsbezogene Grundrechtsausübung. Informations- und Kommunikationsrechte 
sind dabei (…) oftmals basale Vorbedingungen bei der Verwirklichung und Entfaltung weiterer Men-
schenrechte wie der Versammlungs- und Demonstrationsfreiheiten, Religionsfreiheiten, wirtschaftli-
chen Betätigungen usw.» (ebd., S. 21). 

Umgekehrt birgt die grosse (theoretische) kommunikative Macht der Intermediäre auch Risiken, zum 
Beispiel für die Offenheit gesellschaftlicher Kommunikationsprozesse (Saurwein et al. 2017). Erstens 
lässt sich festhalten, dass die Vielfalt des Informationsangebots eines Nutzers oder einer Nutzerin ein-
geschränkt werden kann. Entweder wenn durch «maschinelles Lernen» eine inhaltliche Vorauswahl 
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getroffen wird und dem Nutzer dadurch in erster Linie stets ähnliche Inhalte angezeigt werden («Filter 
Bubbles»), oder weil solche Verfahren es den Nutzerinnen und Nutzern einfacher machen, uner-
wünschte Sichtweisen auszuschliessen («Echo chambers»). Zweitens können Fehlbewertungen 
durch KI-Dienste zum Beispiel im Bereich der automatisierten Inhalte-Erkennung (wie zum Beispiel bei 
der Bildererkennung) dazu führen, dass legale Inhalte gelöscht oder ausgefiltert werden. Dies kann je 
nachdem eine (normativ unerwünschte) Beschränkung der Meinungsäusserungsfreiheit bedeuten. 
Drittens können Intermediäre ihre Stellung im Prozess der öffentlichen Kommunikation missbrauchen. 
Dieses Risikopotenzial scheint umso grösser, als dass Intermediäre in der Regel keine gemeinwohlori-
entierten Ziele (z.B. Meinungsvielfalt) verfolgen, sondern auf individuelle und ökonomische Interessen 
ausgerichtet sind. Auch leisten sie oft keinen publizistischen Mehrwert und übernehmen auch keine 
entsprechende Verantwortung für die zusammengestellten Inhalte. Damit können viertens die algorith-
mischen Systeme von Intermediären leicht von «externen» dritten Akteuren ausgenutzt werden: Bei-
spielsweise können «Social Bots» dazu eingesetzt werden, die Multiplikatorfunktionen von Plattformen 
zur Stärkung von Partikularinteressen oder zur Verschlechterung der Sichtbarkeit oppositioneller An-
sichten zu nutzen (vgl. Gillespie 2017). Darauf hat auch der Bundesrat in seinem Bericht «Rechtliche 
Basis für Social Media» hinwiesen (vgl. Schweizerischer Bundesrat 2017). Zu nennen sind in diesem 
Zusammenhang zudem auch «shit storms» und «hate speech» (vgl. Jarren 2018b, S. 36).  

Massenmedien und Intermediäre gestalten Öffentlichkeit und haben – auch aufgrund des Einsatzes 
von KI – das Potenzial, den politischen Meinungs- und Willensbildungsprozess zu beeinflussen. Dabei 
sind ihnen mit Blick auf die Grundrechte normativ erwünschte Potenziale wie unerwünschte Risiken 
inhärent. Welche Effekte Intermediäre in diesem Zusammenhang tatsächlich haben, ist eine empiri-
sche Frage. Das folgende Kapitel trägt die – insbesondere für die Schweiz noch einigermassen spärli-
chen Befunde – zusammen.  

3.2 Empirische Befunde betreffend Meinungsbildung via Intermediäre 

Repräsentative Nutzungsbefragungen zeigen für die Schweiz eine hohe Relevanz von Intermediären 
im Nutzeralltag. Dies bedeutet allerdings (noch) nicht, dass damit direkte Effekte algorithmischer Se-
lektion auf die Meinungsbildung vorliegen. Solche sind generell (der Fokus der Literaturdurchsicht liegt 
auf repräsentativen Studien im deutschsprachigen Raum) bislang nur in geringem Mass beobachtbar. 
So zeigen VOTO-Studien zu eidgenössischen Volksabstimmungen, dass Social-Media für jenen Teil 
der Bevölkerung, der an Abstimmungen teilnimmt, für die Meinungsbildung eine untergeordnete Rolle 
spielen (vgl. z.B. Bernhard und Lauener 2019). Auch bestehen nur für kleine Teile der Bevölkerung 
Hinweise auf strukturelle Vielfaltsverengungen durch die Nutzung der Angebote von Intermediären. 
Vielmehr mehren sich umgekehrt die Hinweise, dass es durch die Nutzung – insbesondere durch das 
Teilen von Inhalten im Bekanntenkreis – zu einem vielfältigeren Kontakt mit Inhalten kommt.  

3.2.1 Intermediäre und ihre Rolle bei der Nachrichtennutzung 

Die Schweizerinnen und Schweizer haben im internationalen Vergleich eine hohe Affinität zu digitalen 
Nachrichten. 80% der Schweizerinnen und Schweizer geben an, innert Wochenfrist Nachrichten on-
line bezogen zu haben und 50% nennen dabei Social Media-Angebote als eine Nachrichtenquelle. 
43% der Schweizer Bevölkerung informieren sich in erster Linie online, 10% informieren sich haupt-
sächlich aus Social-Media-Angeboten (fög 2018, S. 37). Für die Relevanz von Intermediären bei der 
Nachrichtennutzung ergibt sich, dass intermediäre Angebote bei 41% der Befragten eine Rolle bei der 
Vermittlung von Zugang zu Nachrichten gespielt haben (vgl. Dreyer und Schulz 2019, S. 14).  

Ausserhalb des Fokus auf Nachrichtennutzung existieren keine quantitativen Schweizer Studien, die 
Aussagen zur Reichweite einzelner intermediärer Angebote erlauben (Publicom AG 2018, S. 63). 
Festgehalten werden kann jedoch, dass Intermediäre in der Schweiz generell eine grosse Relevanz in 
Bezug auf die Vermittlung und den Zugang zu Nachrichten besitzen (vgl. Dreyer und Schulz 2019, S. 
14). Allerdings gilt es diesen Befund mit Blick auf die politische Meinungsbildung zu relativieren. Um-
fragen bei jenem Bevölkerungsteil, der an bestimmten Abstimmungen teilgenommen hat (VOTO-Ana-
lysen), zeigen konstant tiefe Nutzungsanteile und Nutzungsintensität von Social Media in Bezug auf 



Künstliche Intelligenz, Medien & Öffentlichkeit 

16/23 

die Meinungsbildung zu entsprechenden Themen: «Somit fristen Plattformen wie Facebook und Twit-
ter in Bezug auf die Meinungsbildung bei eidgenössischen Volksabstimmungen nach wie vor ein 
Schattendasein» (Bernhard und Lauener 2019, S. 12).  

3.2.2 Verengung oder Ausweitung des Informationsangebotes: Auswirkungen auf die Verfüg-
barkeit von Informationen 

Der Zweck von Algorithmen, wie sie Intermediäre einsetzen, ist die Filterung, Priorisierung, Klassifizie-
rung und Assoziation einer grossen Menge von Inhalten (…). Dass diese Verfahren Auswirkungen auf 
das jeweils zur Verfügung gestellte Set an Informationen [die einem Nutzer angezeigt werden, Anm. 
BAKOM] haben, ist evident» (Dreyer und Schulz 2019, S. 17). In der theoretischen Diskussion über 
die Art dieser Auswirkungen stehen sich zwei «Schulen» gegenüber. Die eine geht davon aus, dass 
«Verengungseffekte» entstehen, wenn Algorithmen auf Grundlage des bisherigen Nutzerverhaltens 
Informationen vorfiltern (vgl. z.B. Pariser 2011; Sunstein 2017). Die andere geht demgegenüber von 
einer «Verbreiterung» des Wissensangebotes aus: Da die Angebote den Zugang zu einer sehr gros-
sen Bandbreite an Inhalten überhaupt erst ermöglichen, können Algorithmen zur Konfrontation mit un-
erwarteten Informationen führen und die ungeplante Rezeption von meinungsbildungsrelevanten Infor-
mationen fördern. Welche Effekte in der Praxis zu finden sind, können nur empirische Untersuchun-
gen zeigen, zumal die Effekte auch davon abhängig sind, wie die algorithmischen Selektionsverfahren 
in der Praxis im Einzelnen modelliert sind (vgl. Dreyer und Schulz 2019, S. 17). 

Repräsentative Befragungen der Nutzerinnen und Nutzer von Facebook weisen darauf hin, dass die 
Nutzung der Angebote eher zu einer Verbreiterung der genutzten Inhalte führt (vgl. Bakshy et al. 
2015). Gerade Personen, die kein besonderes Interesse an Nachrichten haben, können durch algo-
rithmische Selektion öfter mit Nachrichten konfrontiert werden (Fletcher und Nielsen 2017). Der Be-
fund, dass die Nutzung der Angebote von Intermediären zu einer inhaltlich erweiterten Vielfalt von 
Themen führt, wird auch durch angebotsbezogene Forschung gestärkt (vgl. Dreyer und Schulz 2019, 
S. 17). Insgesamt weisen die aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse jedenfalls darauf hin, dass es 
in der Praxis – jedenfalls generell – zu keiner «Filterblase» (Filter Bubble) kommt» (ebd. 17, vgl. auch 
Goldhammer et al. 2019, S. 30). 

3.2.3 Indirekte Effekte 

Die Wissenschaft geht derzeit davon aus, dass die Effekte algorithmischer Selektionsverfahren (mo-
mentan) nicht zu einer Polarisierung bereiter gesellschaftlichen Schichten führen. Im Gegenteil schei-
nen Intermediäre für viele Nutzergruppen die Konfrontation mit konträren politischen Meinungen zu 
ermöglichen. Einzelne Untersuchungen liefern Hinweise darauf, dass die Nutzung sozialer Medien die 
Vielfältigkeit von Diskursen und Diskursnetzwerken eher fördert (vgl. Kim et al. 2013; Lee et al. 2014). 
Hingegen lässt sich eine Fragmentierung bzw. Abschottung gewisser gesellschaftlicher Teilgruppen 
empirisch beobachten, so etwa bei Personen mit populistischen und politisch extremen Einstellungen 
sowie unter den Anhängerinnen und Anhängern von Verschwörungstheorien. Bei diesen Gruppen er-
folgt die Informationsgewinnung auf eine Art und Weise, dass algorithmische Selektion keine Verbrei-
terungseffekte haben (vgl. Flaxman et al. 2016).  

3.3 Laufende (regulatorische) Aktivitäten im In- und Ausland 

3.3.1 Laufende Aktivitäten in der Schweiz 

Die schweizerische Gesetzgebung kennt keine spezifische Regulierung für den Einsatz von Algorith-
men und KI bei Intermediären. Eine Harmonisierung mit dem europäischen Recht ist nicht vorgese-
hen. Bundesrat, Parlament, EMEK und die Rechtsliteratur setzen sich jedoch mit verschiedenen As-
pekten der Thematik auseinander. 

3.3.1.1 Bericht des Bundesrates zu Social Media 

Der Bundesrat hat in zwei Berichten die «Rechtliche Basis für Social Media» untersucht (vgl. Schwei-
zerischer Bundesrat 2013, 2017). Im Bericht vom 10. Mai 2017 hat er darauf hingewiesen, dass in der 
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schweizerischen Rechtsliteratur die durch «Social Bots» verursachten Probleme als ernsthaft einge-
schätzt werden (vgl. Schweizerischer Bundesrat 2017, S. 15). Aufgrund der unübersichtlichen Lage 
entschied sich der Bundesrat jedoch dafür, die Entwicklungen im Bereich der Social Media vorerst zu 
beobachten (ebd.: S. 2).  

3.3.1.2 Parlamentarische Vorstösse 

In den Eidgenössischen Räten wird die Thematik «Algorithmen und KI» in jüngerer Zeit vermehrt dis-
kutiert. So sind etwa parlamentarische Vorstösse eingereicht worden zu den Themen Beeinflussung 
der Wahlen durch «Fake News» (18.3448; Ip von NR Marchand-Balet Géraldine), Hassreden auf sozi-
alen Netzwerken (17.3734; Po von NR Tornare Manuel), Ethik in den Algorithmen (16.3914; Po von 
NR Béglé Claude), Algorithmen und Grundrechte (16.4007, Po von NR Schwaab J.-Ch.), Künstliche 
Intelligenz und moralische Werte (16.4131, Ip von Béglé Claude), Schutz der Wahlen und Abstimmun-
gen vor Big-Data-Missbrauch (16.4054, Po von NR Munz Martina) oder die Nutzung von Künstlicher 
Intelligenz durch den Bund (18.3783, Po der FDP-Liberalen Fraktion; 18.4037, Mo von NR Bendahan 
Samuel). Soweit die Vorstösse nicht bereits abgelehnt worden sind, dürften sie keine Auswirkungen 
auf die heutige Gesetzgebung haben. 

Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang die Antwort des Bundesrates vom 29. August 2018 auf 
die Interpellation von Nationalrätin Marchand-Balet (18.3448; Fake News und Schweizer Demokratie). 
Er erklärt darin, dass der rechtliche Rahmen in der Schweiz die Bekämpfung von «Fake News» er-
mögliche. Allerdings könnten übertreibende oder unwahre Behauptungen von privaten Akteuren nicht 
vermieden werden; den Stimmberechtigten dürfe letztlich ein Urteil über Meinungen und Übertreibun-
gen zugetraut werden. Angesprochen auf die Transparenz bei Facebook bezüglich der National- und 
Ständeratswahlen 2019 (Frage 19.5197; NR Glättli Balthasar) erklärte Bundeskanzler Thurnherr am 
18. März 2019 vor dem Nationalrat, dass die internationalen Entwicklungen bei Social Media und beim 
Einsatz von KI insbesondere auf Stufe Europarat und EU sowie der benachbarten Länder von beson-
derem Interesse seien und aufmerksam beobachtet würden. Es bestünden auch Kontakte mit Face-
book und anderen Intermediären, doch seien keine gesetzlichen Massnahmen bezüglich Wahlwer-
bung vorgesehen.  

3.3.1.3 Haltung der Eidgenössischen Medienkommission (EMEK) 

Die Eidgenössische Medienkommission (EMEK) hat sich verschiedentlich mit dem Einsatz von KI und 
Algorithmen in den Medien auseinandergesetzt. In ihrem Arbeitspapier «Besonderheiten von Medien 
im digitalen Zeitalter: Gestaltungsoptionen für eine leistungsfähige Medienlandschaft aus ökonomi-
scher und gesellschaftlicher Perspektive» vom 22. Januar 2018 geht sie davon aus, dass Algorithmen 
von Intermediären, die darüber bestimmen, welche Inhalte den Nutzerinnen und Nutzern angezeigt 
bzw. nicht angezeigt werden, unter kommerziellen Gesichtspunkten entwickelt worden und nicht trans-
parent seien (vgl. Eidgenössische Medienkommission EMEK 2018, S. 14). Nach Ansicht der EMEK 
prägen Intermediäre aber die Wahrnehmung von Wirklichkeit genauso wie publizistische Medien.  

In ihrem Arbeitspapier «Von Streamingdiensten und Plattformen: Herausforderungen für Medien und 
Öffentlichkeit in der Schweiz» vom 25.1.2019 gibt die EMEK zu verstehen, dass Algorithmen nicht 
neutral seien, intransparent funktionierten und gerade bei Suchanfragen oder Empfehlungen zu Arti-
keln und Videos verzerrte Resultaten liefern könnten. Sie griffen zudem in den öffentlichen Diskurs 
ein, indem sie Inhalte moderierten und gegebenenfalls auch löschten. Plattformen könnten auch direkt 
in Wahlkämpfe eingreifen und mit sogenannten «Dark Ads» (zielgruppenspezifische Werbung) kon-
krete politische Akteure bei Kampagnen unterstützen (vgl. Eidgenössische Medienkommission EMEK 
2019).  

Die EMEK stellt deshalb die Governance (Regulierung, Selbstregulierung etc.) von «Plattformen» (In-
termediären) zur Diskussion (Diskussionsrunde vom 8.5.2019). Ziel einer solchen Governance müsse 
es sein, die demokratischen Werte zu verteidigen und auch künftig einfordern zu können. 
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3.3.1.4 Rechtsliteratur und gerichtliche Praxis 

In der Rechtsliteratur wird unter anderem auf die potentielle Gefährdung der freien Meinungs- und Wil-
lensbildung durch «Social Bots» hingewiesen. Nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung (Urteil 
1C_472/2010 vom 20. Januar 2011 E. 4.3) und auch in der Lehre (Kiener et al. 2018, S. 217) ist aner-
kannt, dass bei Vorliegen offensichtlich falscher oder irreführender Informationen ein Eingreifen der 
Behörden zum Beispiel in Form einer Richtigstellung zur Sicherstellung des bundesrechtlichen An-
spruchs auf freie Willensbildung und unverfälschte Stimmabgabe (Art. 34 Abs. 2 BV) gerechtfertigt be-
ziehungsweise sogar geboten sein kann. Im Rahmen einer kontinuierlichen Beobachtung des Einsat-
zes von KI sollte deshalb untersucht werden, ob die behördliche Information zusammen mit einer 
Selbstregulierung der Akteure genüge, den freien demokratischen Meinungsbildungsprozess zu ga-
rantieren oder ob zusätzliche Regulierungsmassnahmen des Staats nötig seien (vgl. Egli und Rech-
steiner 2017, S. 249). 

3.3.2 Laufende Aktivitäten im Ausland 

3.3.2.1 Deutschland 

In Deutschland hat die Bundesregierung in ihrem Medien- und Kommunikationsbericht 2018 (vgl. 
Deutsche Bundesregierung 2019) und einem zugehörigen Gutachten (Hasebrink et al. 2017) die Rolle 
der Intermediäre analysiert. Der Bericht zählt drei Hauptaktivitäten auf, nämlich die automatische Aus-
wahl und Sortierung von Inhalten, das Phänomen der «Social Bots» sowie das Phänomen der «Filter-
blasen» (Filter Bubbles). Die deutsche Bundesregierung hält dabei fest: «Wenn Intermediäre zu wich-
tigen Werkzeugen werden, die wir beim Umgang mit Informationen nutzen, erlangen sie zunehmend 
auch gesamtgesellschaftliche Relevanz. Damit geht aber auch eine größere gesellschaftliche Verant-
wortung der Betreiber solcher Dienste einher, die über die Rolle als bloße Wirtschaftsakteure hinaus-
geht. Die gewachsene Bedeutung kann sich dann auch in neuen rechtlichen Pflichten widerspiegeln, 
etwa solchen zur Gewährleistung von Meinungs- und Medienvielfalt» (Deutsche Bundesregierung 
2019, S. 33). Gleichzeitig stellt die deutsche Bundesregierung fest, dass sich Intermediäre nur schwer 
in den bestehenden medien- und kommunikationsrechtlichen Ordnungsrahmen fassen lassen (ebd. S. 
33-34).  

Im konkreten Kontext ist zudem insbesondere der Entwurf des «Medienstaatsvertrags» (vgl. Rund-
funkkommission der Länder 2018) vom 13. Juni 2018 interessant. Der Medienstaatsvertrag soll künftig 
auch die «Medienplattformen», die «Benutzeroberflächen» und die «Medienintermediäre» in den Gel-
tungsbereich aufnehmen. Für Medienintermediäre, die monatlich über eine Million Nutzer erreichen, 
sollen weitreichende Transparenzverpflichtungen gelten. Die Grundzüge und zentralen Kriterien der 
technischen Vorgänge sollen leicht erkennbar, unmittelbar, erreichbar und ständig verfügbar gehalten 
werden, bestimmte thematische Spezialisierungen sind deutlich zu machen (vgl. § 53d Entwurf Medi-
enstaatsvertrag). Besonders marktmächtige Medienintermediäre unterliegen einem Diskriminierungs-
verbot bei journalistisch-redaktionellen Angeboten zur Sicherung der Meinungsvielfalt (vgl. § 53e Ent-
wurf Medienstaatsvertrag) und «Social Bots» unterliegen einer Kennzeichnungspflicht (vgl. § 53d Abs. 
4 Entwurf Medienstaatsvertrag). 

3.3.2.2 Frankreich 

In Frankreich wurde am 10. Oktober 2018 das «Gesetz zur Bekämpfung von Falschinformationen» 
(«Loi contre la manipulation de l'information») verabschiedet. Dieses sieht vor, dass drei Monate vor 
einer allgemeinen Wahl oder eines Referendums eine Falschnachricht per Eilbeschluss eines Ge-
richts unterbunden werden kann, wenn diese «offensichtlich» den ordnungsmässen Ablauf der Wahl 
bzw. des Referendums gefährden kann. Der Beschluss richtet sich an die betroffenen Hosting- und 
Internetprovider. Das Gesetz beinhaltet zudem auch Transparenzvorschriften für soziale Netzwerke. 
Diese müssen darüber hinaus auch in wahlkampffreien Zeiten bestimmte Mitwirkungspflichten befol-
gen; z.B. die Einführung von Massnahmen zur Bekämpfung von Falschinformationen, die Herstellung 
von Transparenz über ihren Gebrauch von Algorithmen, eine Zertifizierung von «rechtschaffenen Kon-
ten» und die Information der Nutzer über die Art, die Herkunft und die Verbreitungsmodalitäten von 
Inhalten.  
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3.3.2.3 Italien 

Die Autorità per le Garanzie nelle Comunicazioni (AGCOM), die unabhängige italienische Kommuni-
kationsregulierungsbehörde, hat im Vorfeld der nationalen Wahlen vom 4. März 2018 Leitlinien publi-
ziert, um die Gleichbehandlung von Parteien und Kandidaten bei Online-Wahlwerbung zu gewährleis-
ten (vgl. Autorità per le Garanzie nelle Comunicazioni 2018).  

Im Rahmen einer Selbstregulierung sollen:  

 Online-Plattformen allen politischen Akteuren gleichen Zugang zu politischen Kommunikati-
onsmitteln geben, sie sollen frei und ohne Diskriminierung die entsprechenden Instrumente 
gebrauchen dürfen; 

 Online-Plattformen politische Werbung als solche kennzeichnen; 
 Google und Facebook ihre Methoden zum Faktencheck verbessern 

3.3.2.4 Vereinigtes Königreich 

Im Zusammenhang mit der Brexit-Abstimmung hat ein Ausschuss des britischen Unterhauses eine 
Untersuchung über das Verhalten von Facebook bezüglich Desinformation und «Fake News» durch-
geführt und veröffentlicht (House of Commons 2019). Im Schlussbericht vom 18. Februar 2019 wur-
den die Probleme identifiziert und unter anderem Ethik-Richtlinien («Code of Ethics») vorgeschlagen, 
damit die Internetfirmen gegen schädliche und illegale Inhalte vorgehen können (vgl. ebd., S. 89). 
Eine unabhängige Regulierungsbehörde soll u. a. auch die Kompetenz erhalten, Informationen von 
den sozialen Netzwerken einzufordern und Zugang zu den Sicherheitssystemen und Algorithmen er-
halten. Die Regierung des Vereinigten Königreichs plant eine Gesetzgebung für soziale Netzwerke mit 
dem Ziel, ein «sicheres Internet» zu garantieren. 

3.3.2.5 Europarat 

Der Europarat hat sich verschiedentlich mit der Rolle und den Verantwortlichkeiten von Intermediären 
auseinandergesetzt. In seiner Empfehlung vom März 2018 macht er das grundsätzliche normative Ziel 
mit Blick auf die Intermediäre deutlich: einen Beitrag zu leisten zur kommunikationsbezogenen Grund-
rechtsausübung in einer menschenrechtsfreundlichen Form (Council of Europe 2018). Im Februar 
2019 verabschiedete das Ministerkomitee des Europarats zudem eine Deklaration zu den manipulati-
ven Fähigkeiten von algorithmischen Prozessen (vgl. Council of Europe 2019; vgl. für weitere Informa-
tionen zu den diesbezüglichen Aktivitäten des Europarats den Bericht «Internationale Gremien und 
künstliche Intelligenz»).  

3.4 Bewertung, Handlungsbedarf und Handlungsfelder 

Intermediäre schaffen Kommunikationsräume, in denen Menschen in unterschiedlichen Graden von 
Öffentlichkeit Informationen austauschen und kommentieren können (Schmidt und Taddicken 2017). 
Sie strukturieren diese öffentlichen Räume, indem sie – ähnlich wie Massenmedien – Informationen 
massenhaft selektieren, priorisieren, filtern, aggregieren und verbreiten (Dreyer und Schulz 2019, S. 
5). Ähnlich wie die Realitätskonstruktion traditioneller Massenmedien beeinflusst auch die automati-
sierte algorithmische Selektion von Intermediären potentiell die Wahrnehmung der Welt und menschli-
ches Verhalten (vgl. Just und Latzer 2017). Und je stärker (einzelne) Intermediäre durch die Bevölke-
rung genutzt werden, desto stärker wirken sich ihre Entscheidungen, Aktivitäten und Maßnahmen – 
auch bezüglich des spezifischen Einsatzes von KI – auf die gesellschaftliche Kommunikation aus. In-
termediäre mit einer starken Stellung auf dem Rezipientenmarkt besitzen damit entsprechend grosse 
Potenziale für Beeinflussungen der Meinungsbildung (vgl. Dreyer und Schulz 2019, S. 21).  

Intermediäre stellen dabei verfügbares Wissen in einer Weise bereit, «die theoretisch vielfältig und ob-
jektiv, aber auch einseitig und falsch sein kann» (Dreyer und Schulz 2019, S. 7, vgl. auch Lobigs und 
Neuberger 2018). Die Aktivität von Intermediären kann viele Effekte mit sich bringen, die mit Blick auf 
die Verwirklichung der Kommunikationsgrundrechte positiv zu bewerten sind. Umgekehrt kann sie – 
ob intendiert oder nicht – gemeinwohlorientierten Zielen öffentlicher Kommunikation zuwiderlaufen. 
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Weil Intermediäre sowohl für öffentliche Kommunikation als auch für private Meinungsbildung und ge-
sellschaftliche Selbstverständigung als zentrale Akteure gelten können, kann eine Schlechterfüllung 
ihrer Funktion für die öffentliche Kommunikation zu faktischen Beschränkungen der Ausübung wichti-
ger Grundrechte im Digitalen führen. Es stellt sich deshalb aus «regulatorischer Sicht die grundsätzli-
che Frage der rechtlichen und gesellschaftlichen Verantwortlichkeit von Informationsintermediären» 
(Dreyer und Schulz 2019, S. 21).  

Es ist unbestritten, dass dem Staat zum Schutz von grundrechtlichen Freiheiten eine grundsätzliche 
Schutz- und Leistungspflicht zukommt. Zu dieser Verpflichtung gehört auch die Schaffung der nötigen 
gesetzlichen Strukturen (vgl. Art. 35 BV). Aus den verfassungsrechtlich garantierten Kommunikations-
rechten wird abgeleitet, dass dem Gesetzgeber die Pflicht obliegt, seine Regulierungskompetenz so 
auszurichten, dass «die Meinungsfreiheit eine möglichst hohe Verwirklichungschance erhält» (Bot-
schaft über den Radio- und Fernsehartikel vom 1. Juni 1981, BBl 1981 II 925). 

In seinem Bericht zur rechtlichen Basis für Social Media kam der Bundesrat 2017 zum Schluss, «dass 
derzeit keine zusätzlichen Regulierungsaktivitäten in Bezug auf Social Media ausgelöst werden müs-
sen» (Schweizerischer Bundesrat 2017, S. 52). Er anerkannte die Gefahr, die von «Fake News» und 
«Social Bots» in Bezug auf die Beeinflussung der demokratischen Meinungsbildung ausgehe. Gleich-
zeitig wollte er aufgrund der insgesamt unübersichtlichen Lage zum damaligen Zeitpunkt die Frage 
nicht beantworten, ob eine staatliche Regulierung angezeigt sei. Stattdessen setzte er auf Selbstregu-
lierung der Branche und Beobachtung der nationalen und internationalen Entwicklungen (ebd., S. 52).  

Die Entwicklung der Kommunikationsmärkte rechtfertigt es, künftig auch Akteure wie die Intermediäre 
vor dem Hintergrund der verfassungsrechtlich garantierten Grundrechte, insbesondere der politischen 
Rechte und der Kommunikationsrechte, in die Beobachtung miteinzubeziehen. Vor dem Hintergrund 
der obigen Ausführungen und angesichts des erheblichen Einflusses von Intermediären ist es ange-
bracht, die Thematik vor dem Hintergrund der verfassungsrechtlich garantierten Grundrechte und der 
Kommunikationsrechte vertieft zu prüfen und einen schweizerischen Governance-Ansatz abzuklären. 
Denn während bei den anderen potenziell mächtigen Akteuren im Bereich der Öffentlichkeitsherstel-
lung – bei den Massenmedien durch die journalistische Berufsethik sowie rechtliche Vorgaben – eine 
Verpflichtung auf das Gemeinwohl (gegenüber z.B. rein ökonomischen Interessen) implementiert ist, 
fehlen im Bereich der Intermediäre bislang entsprechende Mechanismen. Intermediäre ermöglichen 
zwar die Meinungs- und Willensbildung. Gleichzeitig existieren aber «noch keine allgemein akzeptier-
ten Regeln wie Normen und keine hinreichenden (verfassungs-)rechtlichen Grundlagen» (Jarren 
2018b, S. 37) für Intermediäre. «Normen und Regeln bedarf es aber, wenn die Intermediären ihren 
Beitrag zur Entwicklung einer offenen Gesellschaft wie der liberalen, parlamentarischen Demokratie 
leisten sollen» (ebd., S. 37). Der Veränderungsprozess hinsichtlich Herstellung von Öffentlichkeit, der 
sich gerade vollzieht, ist deshalb «bewusst politisch zu gestalten» (ebd., S. 38) und es ist die rechtli-
che Stellung der Intermediäre vertieft zu klären.  

Das bedeutet nun gerade nicht zwingend, dass «Intermediär-Gesetze» wie in Deutschland (Netzwerk-
durchsetzungsgesetz, siehe auch die Diskussion zum Medienstaatsvertrag), Frankreich («Gesetz zur 
Bekämpfung von Falschinformationen») oder dem Vereinigten Königreich (geplantes Gesetz für ein 
«sicheres Internet») ins Auge gefasst werden sollen. Hingegen scheint es angebracht, das theoreti-
sche Gefährdungspotenzial systematisch zu erfassen, die tatsächliche Gefährdungslage punktuell 
empirisch zu prüfen und anschliessend für die verschiedenen Problematiken bewusst zu entscheiden, 
ob und welche Massnahme zu treffen ist. Je nach Beurteilung kann auf Massnahmen verzichtet, auf 
eine Co-Regulierung gesetzt oder erst als letzter Schritt eine staatliche Regulierung ins Auge gefasst 
werden (vgl. Saurwein et al. 2015: Governance-Choice-Ansatz). 
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